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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Image der Schweiz im Ausland

Le Conseil national a rejeté durant la session de printemps 2021 par 116 voix contre 70
(0 abstention) une motion de Fabian Molina (ps, ZH). Celle-ci demandait l'adoption
d'une base légale visant à limiter les parrainages par des grandes entreprises de
manifestations soutenues par la Confédération ou de tâches relevant de la puissance
publique. Il s'agissait ainsi d'éviter de nouveaux dégâts d'image semblables à celui causé
par la participation de Philip Morris au financement du pavillon suisse pour l'exposition
universelle de Dubaï. Le Conseil fédéral, par la voix de son ministre des affaires
étrangères Ignazio Cassis, recommandait le rejet de la motion, mettant en avant les
nouvelles directives sur le sponsoring du DFAE, entrées en vigueur début 2021 pour
répondre à ce problème. 1

MOTION
DATUM: 09.03.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im Oktober 2022 reichten die aussenpolitischen Kommissionen beider Räte
gleichlautende Kommissionsmotionen (Mo. 22.4264 und Mo. 22.4260) zum
Konsultationsverfahren in der Aussenpolitik ein. Beide Vorstösse wollten den Bundesrat
damit beauftragen, einen Erlass zu verabschieden, durch den die Bundesverwaltung
verpflichtet wird, departementsübergreifend einheitliche und systematische Verfahren
bezüglich der Information und Konsultation der zuständigen parlamentarischen
Kommissionen in der Aussenpolitik einzuführen. 
In ihrer Begründung verwiesen die Kommissionen auf die gemeinsam eingesetzte
Subkommission zur Analyse des gesetzgeberischen Handlungsbedarfs im Bereich der
Mitwirkungsrechte des Parlaments in der Aussenpolitik, insbesondere beim Soft Law.
Eine von der Subkommission in Auftrag gegebene Evaluation der PVK habe ergeben,
dass die Praxis der betroffenen Verwaltungseinheiten in Bezug auf Soft Law
«uneinheitlich sowie insgesamt wenig systematisch ist». Infolgedessen sei
verwaltungsintern ein Leitfaden erarbeitet, und eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden,
um die Departemente zu sensibilisieren. Um jedoch die Informations- und
Konsultationsrechte der aussenpolitischen Kommissionen gemäss Parlamentsgesetz
gewährleisten zu können, bedürfe es verstärkter Bemühungen, argumentierten beide
Kommissionen. 

Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, dass er ergänzend zum Merkblatt
«Soft Law» im September 2022 die Einführung zusätzlicher Massnahmen beschlossen
habe, um die Mitwirkungsrechte des Parlaments in der Aussenpolitik zu stärken. Dabei
handle sich um eine Kennzeichnungspflicht von Bundesratsentscheiden, die einer
Konsultation unterliegen; die Beantwortung einer Konsultationsantwort der
Kommissionen durch die Verwaltung; sowie einer Anpassung der Liste der
aussenpolitischen Aktivitäten, um die Transparenz zu Soft-Law-Themen zu erhöhen.
Der Bundesrat zeigte sich insgesamt bereit, Richtlinien zu erlassen, welche die
Anwendung der bestehenden Verwaltungsverfahren sicherstellen und beantragte die
Annahme beider Motionen. 

Beide Motionen kamen in der Frühjahrssession 2023 in die jeweiligen Räte. Im
Nationalrat nahm Kommissionssprecher Fabian Molina (sp, ZH) Bezug auf den Bericht
und das Rechtsgutachten der gemeinsamen Subkommission zu den Mitwirkungsrechten
des Parlaments im Bereich der Aussenpolitik. Diese hätten ergeben, dass dem
Bundesrat grundsätzlich keine alleinige Entscheidungsmacht in der Aussenpolitik
zustehe, vielmehr werde seine Handlungsfähigkeit durch die Mitwirkungsrechte der
Bundesversammlung definiert. Dazu müsse er die zuständigen Kommissionen jedoch
regelmässig und umfassend konsultieren, mahnte Molina. Deshalb wolle die APK-NR
nebst einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 22.482) weitere Mittel wie die
vorliegenden Motion nutzen, um diese Mitwirkungsrechte zu stärken. Aussenminister
Ignazio Cassis anerkannte den Handlungsbedarf und kündigte an, weitere Richtlinien
erlassen zu wollen. Der Nationalrat nahm die Motion in der Folge stillschweigend an. 

MOTION
DATUM: 16.03.2023
AMANDO AMMANN
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Wenige Tage darauf bemängelte Kommissionssprecher Caroni (fdp, AR) im Ständerat
den bisher uneinheitlichen Umgang der Verwaltung mit Soft-Law-Themen. Er erwähnte
jedoch lobend den bereits implementierten Leitfaden, den die Direktion für
Völkerrecht als Orientierungshilfe zur Identifikation von Soft Law erarbeitet hatte. Diese
Bemühungen wolle man mit vorliegender Motion stärken, erklärte Caroni. 
Da auch der Ständerat die Kommissionsmotion stillschweigend annahm, galten die
beiden gleichlautenden Kommissionsmotionen als angenommen, ohne dass sie in den
jeweils anderen Rat mussten. 2

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mitte Dezember 2018 reichte Fabian Molina (sp, ZH) eine Motion mit dem Titel
«Aussenpolitische China-Strategie und Stärkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit» ein. Er verlangte vom Bundesrat die Entwicklung einer
kohärenten aussenpolitischen Strategie für China. Bereits 2007 hatte der Bundesrat in
seinem Aussenpolitischen Bericht die Absicht verfolgt, eine derartige Strategie für
China und ein Memorandum of Understanding zu erarbeiten. Das Memorandum of
Understanding wurde noch im selben Jahr unterzeichnet und hatte zum Ziel, die
bilateralen Beziehungen in allen Dimensionen zu vertiefen. Nationalrat Molina kritisierte
jedoch, dass bis heute keine aussenpolitische Strategie umgesetzt worden sei und die
einzelnen Departemente «weitgehend unkoordiniert» vorgingen. Er befürchtete des
Weiteren, dass die mangelhafte Koordination der Schweiz bei der Durchsetzung von
Schweizer Interessen und Werten gegenüber dem «chinesischen Staatskapitalismus»
hinderlich sei. 
Der Bundesrat bestritt in seiner Stellungnahme vom Februar 2019, dass der vom EDA
koordinierte Austausch der involvierten Bundesstellen aus allen Departementen
unkoordiniert verlaufe. Mit dem Beginn einer «strategisch-innovativen Partnerschaft»
2016 und der potenziellen Beteiligung der Schweiz an der «Belt-and-Road-Initiative»
wachse jedoch grundsätzlich der Bedarf an verstärkter strategischer Koordination. Da
für die nächste Legislaturperiode sowieso eine neue aussenpolitische Strategie
erarbeitet werden solle, beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion. 
Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrats und nahm die Motion im März
2019 stillschweigend an. 3

MOTION
DATUM: 22.03.2019
AMANDO AMMANN

Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) kritisierte im November 2019 im Tagesanzeiger die
China-Politik des Bundes und bezeichnete diese als «chaotisch und inkohärent». Das
unkoordinierte Vorgehen von Kantonen, Städten und Departementen führe laut Molina
dazu, dass die Schweiz ihre Interessen und Werte gegenüber China nicht durchsetzen
könne. Der Grund für die harsche Kritik dürften die groben
Menschenrechtsverletzungen an der ethnischen Minderheit der Uiguren im Rahmen der
sogenannten «Berufs- und Ausbildungscamps» gewesen sein, über welche zahlreiche
Schweizer Tageszeitungen zuvor berichtet hatten. Unter anderem äusserte sich Dolkun
Isa, der Präsident des Weltkongresses der Uiguren, im Tagesanzeiger zur Lage in
Xinjiang und warf Xi Jinping vor, die Uiguren auslöschen zu wollen. Und auch die Neue
Zürcher Zeitung äusserte sich chinakritisch und forderte die Schweiz auf, sich gegen
ökonomische und stattdessen für humanitäre Interessen zu entscheiden. 

Unter diesen Vorzeichen reichte Molina im Dezember 2019 eine Motion ein, um die im
Freihandelsabkommen mit China vereinbarten Präferenzbestimmungen zu sistieren,
sollte China die Internierungspolitik gegen die Uiguren nicht beenden und Besuche
durch den UNHC ermöglichen. Die Schweiz dürfe den Bruch von zwingendem
Völkerrecht nicht akzeptieren und müsse diplomatisch, politisch und wirtschaftlich
dagegen protestieren, forderte Molina. Ausserdem habe sich China im Abkommen mit
der Schweiz vertraglich dazu verpflichtet, völkerrechtliche Normen einzuhalten, also
müsse die Schweiz nun entsprechende «Konsequenzen ziehen». In seiner
Stellungnahme zeigte sich der Bundesrat besorgt über die Situation in der Region
Xinjiang, was man sowohl im bilateralen Dialog, wie auch auf multilateraler Ebene
bereits mehrfach zum Ausdruck gebracht habe. Eine Verknüpfung der Empfehlungen
aus dem UN-Menschenrechtsrat mit den Zollkonzessionen des Freihandelsabkommens
sei jedoch nicht zielführend, da das Abkommen nur eine vollständige Kündigung als
Alternative vorsehe. Man werde jedoch versuchen, die in der Schweiz ansässigen
Importeure für die Problematik der Zwangsarbeit innerhalb ihrer Lieferketten zu
sensibilisieren, damit diese ihre Verantwortung gemäss OECD-Leitsätzen und UNO-

MOTION
DATUM: 05.12.2019
AMANDO AMMANN
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Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte wahrnehmen könnten. Aus diesem
Grund biete die Bundesverwaltung seit 2018 Workshops zur Umsetzung
menschenrechtlicher Sorgfaltsprüfungsverfahren an, ausserdem sei ein Runder Tisch
mit Vertretern des SECO, des EDA und verschiedener Unternehmen und Dachverbände
zum Thema der Motion geplant. Aufgrund der bereits eingeleiteten Massnahmen
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. 

Im Dezember 2021 wurde die Motion abgeschrieben, da sie nicht innerhalb von zwei
Jahren im Rat behandelt worden war. 4

Die APK-SR hatte sich bereits in der Herbstsession 2019 mit der Motion
«Aussenpolitische China-Strategie und Stärkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit» von Fabian Molina (sp, ZH) befasst. Mit 7 zu 3 Stimmen
hatte sie die Motion zur Annahme empfohlen, um damit den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten. 
In der Wintersession gelangte die Motion in den Ständerat. Für Ständerat Germann (svp,
SH) war die Motion bereits erledigt, denn der Bundesrat habe der Kommission die
Aussenpolitische Strategie für die Legislaturperiode 2020-2023 in ihren Grundzügen
bereits vorgestellt. Erfüllte Vorstösse – so Germann – sollten aus ordnungspolitischer
Sicht nicht angenommen werden. Dieser Meinung schloss sich auch Thomas Minder
(parteilos, SH) an und auch Damian Müller (fdp, LU) bezeichnete eine mögliche Annahme
als «parlamentarischen Leerlauf». Letzterer zeigte sich zudem unzufrieden damit, wie
intransparent die China-Strategie der Schweiz gehandhabt werde, und wünschte sich
eine offenere Kommunikation gegenüber der Kommission. Somit bestritt inhaltlich
niemand die Notwendigkeit einer stärkeren Koordinierung im Umgang mit China, doch
aus formellen Gründen schien die Motion obsolet. Christian Levrat (sp, FR), der die
Kommissionsmehrheit vertrat, zeigte sich dennoch irritiert über die vorherrschende
Meinung im Ständerat. Nur durch die Ankündigung einer zukünftigen Strategie sei eine
Motion noch nicht erfüllt, denn eine inhaltliche Diskussion habe noch nicht stattfinden
können. Der anwesende Bundesrat Cassis versuchte die Gemüter ein wenig zu
beruhigen, indem er festhielt, dass die Motion sowieso kaum Einfluss auf das bereits
bestehende Vorhaben einer neuen China-Strategie haben werde. Die inhaltliche
Diskussion solle man danach in den Kommissionen führen. Der Antrag der
Kommissionsminderheit setzte sich schliesslich mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch, damit wurde die Motion abgelehnt. 5

MOTION
DATUM: 10.12.2019
AMANDO AMMANN

Im März 2020 reichte FDP-Nationalrat Damien Cottier (fdp, NE) eine Motion mit dem
Titel «Von der Mind-the-Gap-Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln»
ein. Zwar habe der Bundesrat den Status quo, welcher vor den Brexit-Wirren herrschte,
durch den Abschluss neuer Abkommen mit Grossbritannien erhalten können, doch
diese «Mind-the-gap-Strategie» ginge gemäss Cottier nicht weit genug. Schliesslich
habe der Bundesrat in seinem Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2019 selber die
Möglichkeit «explorativer Gespräche zur Weiterentwicklung der Handelsbeziehungen»
erwähnt. Die Motion beauftragte den Bundesrat daher mit der Erarbeitung einer neuen
Strategie hinsichtlich der Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Königreich.
Gemeinsam mit anderen EFTA-Partnern oder gegebenenfalls alleine solle die Schweiz
ein «Freihandelsabkommen der zweiten Generation» aushandeln, so die Forderung des
Motionärs. Die wirtschaftlichen Beziehungen müssten in Zukunft noch vertieft werden,
um Bereiche wie den Umweltschutz, Investitionserleichterungen, den Schutz des
geistigen Eigentums und technische Handelshemmnisse zu regeln.
In seiner Stellungnahme hielt der Bundesrat fest, dass die Ziele der Motion denjenigen
der «Mind the gap Plus»-Strategie des Bundes entsprächen, wobei auch eine vertiefte
Zusammenarbeit im Polizei- und Justizbereich und den Finanzdienstleistungen
vorgesehen sei. Beide Länder seien an einem modernen und umfassenden
Handelsabkommen interessiert, jedoch hänge dessen Verhandlung vom
Loslösungsprozess zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU ab. Aufgrund der
kohärenten Zielformulierung beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion.
Der Nationalrat hätte die Motion eigentlich in der Sommersession 2020 behandeln
sollen, jedoch wurde diese von Fabian Molina (sp, ZH) bekämpft und die Ratsdebatte
aus diesem Grund verschoben. 6

MOTION
DATUM: 19.06.2020
AMANDO AMMANN
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In der Herbstsession 2020 kam die Motion Cottier (fdp, NE) «Von der Mind-the-Gap-
Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln» im Nationalrat zur Debatte.
Motionär Cottier wiederholte bei dieser Gelegenheit seine Forderung, die bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich zu intensivieren.
Welche Form das Abkommen schlussendlich erhalte, sei von den Verhandlungen
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU abhängig. Für Cottier stand diese
Forderung auch im Einklang mit der Legislaturplanung 2019-2023, die eine Vertiefung
der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen vorsieht. Fabian Molina (sp, ZH), welcher die
Motion in der Sommersession 2020 bekämpft hatte, sprach sich zwar für die temporäre
Fortführung der Personenfreizügigkeit Schweiz-UK und die Erarbeitung neuer
politischer und wirtschaftlicher Beziehungen aus. Die SP wehre sich jedoch gegen einen
Freihandelsvertrag, der «primär der Bankenindustrie am Zürcher Paradeplatz und der
Londoner City» nütze, so Molina. Die Deregulierung des Finanzplatzes, was nach Ansicht
von Molina das Ziel der Motion sei, würde die europäischen Standards der
Bankenregulierung schwächen und die Beziehung der Schweiz zur EU belasten. Für
Molina sei ein solches Freihandelsabkommen nur im Rahmen der EFTA annehmbar,
daher forderte er die Ablehnung der Motion. Bundesrat Parmelin unterstützte die
Forderungen der Motion hingegen, wies aber darauf hin, dass anstelle eines
umfassenden Freihandelsabkommens auch mehrere sektorale Abkommen denkbar
wären. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrats und nahm die Motion mit
122 zu 69 Stimmen deutlich an. 7

MOTION
DATUM: 16.09.2020
AMANDO AMMANN

Nationalrat Molina (sp, ZH) forderte im März 2021 die förmliche und öffentliche
Anerkennung des Völkermords und der Verbrechen gegen die Menschlichkeit in der
chinesischen Provinz Xinjiang durch die Schweiz. Molina berief sich in seiner Motion
auf verschiedene unabhängige Quellen, die von Menschenrechtsverletzungen gegen
muslimische Minderheiten in Xinjiang berichteten. Unter anderem befänden sich seit
März 2017 über eine Million Menschen ohne Anklage in «Umerziehungslagern». Die
Zwangssterilisationen und Kindeswegnahmen, die in diesen Lagern vorkämen, würden
gegen das UNO-Übereinkommen über die Verhütung und Bestrafung des Völkermords
verstossen. Die Schweiz habe sich zwar im Rahmen der 41. Session des UNO-
Menschenrechtsrats für die Schliessung der Lager und die Durchführung einer
unabhängigen Untersuchung eingesetzt, doch diese Forderungen seien fruchtlos
geblieben. Motionär Molina verwies darauf, dass die Parlamente Kanadas und der
Niederlande die Geschehnisse in China seither als Genozid bezeichnet hätten, und
appellierte an die besondere Verantwortung der Staatengemeinschaft angesichts dieser
schweren Völkerrechtsverstösse. Die «Achtung der Menschenrechte» sei dank Artikel
54 BV auch Verfassungsauftrag, merkte Molina an. 
Der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme auf seine Antwort zu einer Motion
Molina (Mo. 19.4408) aus dem Jahr 2019, in der sich die Regierung besorgt über die
Menschenrechtssituation in Xinjian gezeigt habe. Die Schweiz habe dies auf bilateraler
und multilateraler Ebene mehrfach zum Ausdruck gebracht und werde weiterhin die
Schliessung der Lager und eine Untersuchung durch die UNO-Hochkommissarin für
Menschenrechte fordern. Der Bundesrat hielt fest, dass sich glaubwürdige Berichte
über schwerwiegende Völkerrechtsverletzungen häuften. Da die Feststellung und
Qualifizierung von derartigen Ereignissen als Völkermord aber Aufgabe von
unabhängigen und unparteiischen Untersuchungen und Gerichten sei, beantragte er
die Ablehnung der Motion. Dieser Aufforderung kam der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2022 mit 99 zu 80 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) nach. Die Fraktionen
der SP, der Grünliberalen, der Grünen und einige Mitglieder der Mitte hatten für eine
Annahme der Motion gestimmt. 8

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

Eine im Oktober 2022 von der APK-NR eingereichte Motion forderte das Büro des
Nationalrates dazu auf, die Zusammenarbeit des Nationalrates und der taiwanesischen
Legislative zu verstärken. Eine intensivere Zusammenarbeit trage dazu bei, Demokratie
sowie Frieden und Stabilität in der Region zu fördern. Die vorliegende Motion diene
quasi der praktischen Umsetzung des überwiesenen Postulats 21.3967 zur Verbesserung
der Beziehungen mit Taiwan.  Das Büro des Nationalrates sprach sich mehrheitlich für
Annahme der Motion aus.
Der Nationalrat befasste sich in der Sondersession im Mai 2023 mit dem Anliegen. Die
Kommissionssprecher Fabian Molina (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE) stellten die
Motion vor. Nicolas Walder erläuterte für die Mehrheit, dass die geforderte
parlamentarische Diplomatie eine gute Ergänzung zur Diplomatie des Bundesrates
darstelle. Weiter vertrete die Kommission die Auffassung, dass es im Interesse der

MOTION
DATUM: 02.05.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Schweiz liege, wenn der Status von Taiwan von den betroffenen Parteien politisch und
friedlich geregelt werde. Eine bewaffnete Auseinandersetzung in der Region würde
aufgrund der starken wirtschaftlichen Verflechtungen auch in der Schweiz zu negativen
Konsequenzen führen, so Walder. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), der die starke
Minderheit für Ablehnung der Motion vertrat, widersprach diesen Ausführungen. Es sei
eine grosse Provokation gegenüber China, wenn das Schweizer Parlament offiziell mit
der taiwanesischen Legislative zusammenarbeiten würde, da Taiwan kein international
anerkannter Staat sei. Die Schweiz riskiere mit dieser Zusammenarbeit ihre
Glaubwürdigkeit und stelle die Beziehungen zu China ganz generell infrage. Die grosse
Kammer nahm die Motion letztlich mit 97 zu 87 Stimmen bei 8 Enthaltungen an. Die
ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen stimmenden SVP- sowie
FDP.Liberalen-Fraktionen sowie von einigen Mitgliedern der Mitte-Fraktion. Mit
Annahme der Motion im Nationalrat war diese überwiesen. 9

Russische und andere ausländische Spione konsequent auszuweisen forderte die APK-
NR in einer im September 2023 eingereichten Motion. Die Kommission begründete
ihren Vorstoss mit dem Umstand, dass die verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit
in der Schweiz zwar strafbar sei, sich viele Personen des diplomatischen Corps jedoch
auf die Immunität gemäss Wiener Übereinkommen berufen können. Daher bleibe zur
Verhinderung der Spionage letztlich nur die konsequente Ausweisung dieser Personen
aus der Schweiz übrig. Eine Minderheit um Roland Büchel (svp, SG) beantragte, die
Motion abzulehnen. Der Bundesrat hingegen wollte die Motion annehmen.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Anliegen. Für die
Motion stellten Fabian Molina (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE) die Motion vor.
Minderheitensprecher Büchel argumentierte, dass die Schweiz russische Diplomaten
nicht lediglich «auf der Basis von ‹Hörensagen›» ausweisen könne, es brauche immer
eine sorgfältige Einzelprüfung. Ausserdem befürchtete Büchel, dass Russland im
Gegenzug auch Schweizer Diplomatinnen und Diplomaten ausweisen werde. In der
Folge werde es für die Schweiz schwierig, ihre diplomatischen Aufgaben in Russland zu
erfüllen. Verteidigungsministerin Viola Amherd resümierte, dass es «zwischen der
Meinung der Minderheit und jener der Mehrheit eigentlich gar keine Differenz» gebe,
da alle Redner die Auffassung teilten, dass Personen, welche nachrichtendienstliche
Tätigkeiten ausführen und die Sicherheit der Schweiz gefährden, ausgewiesen werden
sollen. Der Bundesrat werde bei Annahme der Motion seine Praxis anpassen, indem
jeder einzelne Fall im Sicherheitsausschuss des Bundesrates diskutiert werde. Wenn
festgestellt werde, dass eine verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit ausgeführt
wurde, werde die betroffene Person ausgewiesen. Nach einigen Rückfragen seitens der
SVP-Fraktion schritt der Nationalrat zur Abstimmung und nahm die Motion mit 103 zu
74 Stimmen (19 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen sowie die Enthaltungen
stammten von der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 10

MOTION
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Entwicklungspolitik

In der Herbstsession 2020 beriet der Nationalrat über die Motion der APK-NR zur
Absicherung der bisherigen Erfolge der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit in
Zentralamerika und der Karibik. Fabian Molina (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE)
argumentierten im Namen der Kommission für die Annahme der Motion, da die
vorgesehene Einstellung der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit in Lateinamerika
zu weit ginge und sowohl die Kontinuität wie auch die nachhaltige Entwicklung in
Zentralamerika und der Karibik schädigen würde. Eine Minderheit Büchel (svp, SG)
setzte sich für die Ablehnung der Motion ein. Der Minderheitsführer wehrte sich in der
Folge gegen den von der Kommissionsmehrheit vermittelten Eindruck, dass die Schweiz
ihre Aktivitäten in Lateinamerika einstellen würde. Büchel, der sich selber als
«Lateinamerika-Fan» outete, folgte in seiner Argumentation der Stellungnahme des
Bundesrats. Durch die Arbeit der Schweiz in entsprechenden internationalen
Organisationen, durch ihre Botschaften und durch die Projekte des SECO werde man
weiterhin eine aktive Rolle in der Region spielen. Des Weiteren seien viele von der DEZA
mitfinanzierte NGOs in Lateinamerika tätig und auch die DEZA selbst sei aufgrund des
universellen Mandats der Globalprogramme vor Ort im Einsatz. Die grosse Kammer
lehnte die Motion mit 90 zu 89 Stimmen (bei 1 Enthaltung) denkbar knapp ab. Frédéric
Borloz (fdp, VS) spielte mit seiner Enthaltung das Zünglein an der Waage. 11

MOTION
DATUM: 21.09.2020
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Nationalrat nahm sich in der Sommersession 2021 als Zweitrat der Motion der APK-
SR an. Diese forderte den Bundesrat dazu auf, Schweizer Anbietende bei der
Umsetzung der Strategie der internationalen Zusammenarbeit prioritär zu
berücksichtigen. Im Vorfeld der Session hatte sich die APK-NR ihrer
Schwesterkommission angeschlossen und die Annahme der Motion beantragt. Eine
Kommissionsminderheit Fischer (glp, LU) hatte sich jedoch für die Ablehnung der
Motion eingesetzt, da sie durch die Umsetzung der Motion eine Einschränkung des
Wettbewerbs und damit einhergehend einen Qualitätsverlust befürchtete. 
Obwohl der Bundesrat gewarnt hatte, dass zur Umsetzung der Motion eine Änderung
des BöB nötig wäre, gab sich die APK-NR-Mehrheit in der Ratsdebatte unbeirrt. Dies sei
kein Hinderungsgrund, machte Kommissionssprecher Fabian Molina (sp, ZH) die
Mehrheitsposition deutlich. Dass die Schweiz solche Aufträge nach WTO-Recht
ausschreibe, führe zu einem Wettbewerbsnachteil für Schweizer NGOs, den es zu
beseitigen gelte. Roland Fischer äusserte sich im Namen der Minderheit und führte aus,
dass Wettbewerb nicht nur Innovation fördere, sondern auch zu einem optimalen
Kosten-Nutzen-Verhältnis führe. Er warnte, dass der Wettbewerb im IZA-Bereich bei
einer Annahme der Motion verfälscht werden könnte. Schweizer Anbietende hätten
spezifisches Know-how und Erfahrung und bräuchten daher keinen Protektionismus, so
Fischer. Bundesrat Cassis erklärte, dass in der Periode 2017-2020 bereits 70 Prozent
der Gelder aus Wettbewerbsverfahren an Schweizer NGOs geflossen seien. Für den
Bundesrat sei die Qualität des Angebots wichtiger als die Herkunft der Anbietenden.
Cassis führte überdies aus, dass man dem Anliegen der Motion ohne Annahme
derselben nachkommen könne: Einerseits habe der Bundesrat seit Anfang 2021 mehr
Handlungsspielraum, da im revidierten BöB Qualitäts-, Innovations- und
Nachhaltigkeitsaspekte relativ zum Preis stärker gewichtet werden könnten. Ausserdem
sei es nun möglich, Fachwissen, auf das Schweizer Anbietende spezialisiert sind, für die
Vergabe vorauszusetzen. Eine starre Vergabe von 100 Prozent der Beiträge an Schweizer
Anbieterinnen und Anbieter sei jedoch weder im Interesse der Schweiz noch in jenem
der zu unterstützenden Länder. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 100
zu 87 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entgegen des Vorschlags der vorberatenden
Kommission ab. Die Nein-Stimmen stammten mehrheitlich von den Fraktionen der SVP,
der FDP und der GLP. 12

MOTION
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Motion der
APK-NR für einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in Afghanistan. Fabian
Molina (sp, ZH) erklärte im Namen der Kommission, dass man im Sinne der humanitären
Tradition der Schweiz zwei Schwerpunkte festgelegt habe. Einerseits solle der
Bundesrat in Kooperation mit allen beteiligten Parteien die Menschenrechte und
Stabilität in der Region stärken. Dafür müsse der Umgang der Staatengemeinschaft –
insbesondere der Bretton-Woods-Institutionen – mit Afghanistan geklärt werden.
Andererseits solle der Bundesrat dem Parlament sofern notwendig einen
Nachtragskredit für humanitäre Hilfe unterbreiten. Der Umfang dieses Kredits müsse
sich am jährlichen Volumen für die Hilfe in Syrien orientieren, für welche die Schweiz in
den letzten zehn Jahren CHF 520 Mio. ausgegeben habe. Molina lobte das grosse
Engagement von Bundesrat und Bundesverwaltung und würdigte die CHF 23 Mio., die
der Bundesrat dem Parlament im September 2021 für die humanitäre Hilfe in
Afghanistan beantragt hatte. Dieser Betrag sei im Nachtrag II bewilligt worden, jedoch
habe sich die Situation in Afghanistan noch nicht gebessert, weshalb die humanitäre
Hilfe in den Augen der Kommission nicht nur fortgeführt, sondern ausgebaut werden
müsste. Aussenminister Cassis teilte mit, dass der Bundesrat die Ziele der Motion
uneingeschränkt teile, diese aber als erreicht erachte und daher die Ablehnung der
Motion beantrage. Die angesprochenen CHF 23 Mio. seien durch interne
Umprogrammierungen um weitere CHF 10 Mio. aufgestockt worden, zusätzlich zu den
CHF 27 Mio., die regulär im jährlichen Budget für Afghanistan vorgesehen seien. Man
stehe auch im Austausch mit Vertretern der Taliban, jedoch ohne deren Regime
anzuerkennen oder zu legitimieren. Die Schweiz habe dieses Treffen genutzt, um ihre
Besorgnis über die Gewalt an der Zivilgesellschaft auszudrücken. Die grosse Kammer
nahm die Motion gegen den Wunsch des Bundesrats mit 112 zu 55 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) an. Die SVP sowie einige Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion sprachen
sich dagegen aus. 13

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN
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In der Sommersession 2022 gelangte die Motion der APK-NR über zusätzliche
humanitäre Hilfe für die Ukraine in den Nationalrat. Kommissionssprecher Molina (sp,
ZH) betonte, dass sich die Kommission für die solidarische Beteiligung an den
multilateralen humanitären Hilfsaufrufen und den koordinierten europäischen
Initiativen ausgesprochen habe. Kommissionssprecherin Bulliard-Marbach (mitte, FR)
erklärte, dass die bisherigen Hilfsleistungen an die Ukraine im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit nicht ausreichen würden, und appellierte an den
Nationalrat, die Motion im Einklang mit der humanitären Tradition der Schweiz
anzunehmen. Der Nationalrat kam diesem Aufruf nach und sprach sich einstimmig für
den Vorstoss aus. 14

MOTION
DATUM: 13.06.2022
AMANDO AMMANN

Aussenwirtschaftspolitik

Schlupflöcher zur Umgehung von Sanktionen, welche gemäss dem Embargogesetz
verhängt wurden, umgehend schliessen. Dieses Ziel verfolgte eine Kommissionsmotion
der APK-NR im November 2022. Die Kommission wollte insbesondere das sogenannte
«ring fencing» verhindern, bei dem Firmen von Sanktionen verschont bleiben, indem
sie dank buchhalterischen Kniffen garantieren, dass ihre Gelder nicht in Form von
Dividenden oder anderweitigen Zahlungen an ihre sanktionierten Eigner fliessen. Die
Kommission kritisierte den Bundesrat und die Verwaltung dafür, dass dadurch die von
der Schweiz aufgrund des Ukraine-Kriegs übernommenen EU-Sanktionen ihrer Meinung
nach nur lückenhaft umgesetzt werden. Der Bundesrat antwortete in seiner
Stellungnahme auf diesen Vorwurf und stellte klar, dass die Schweiz im internationalen
Vergleich bei der Umsetzung der Sanktionen gut dastehe. Die betroffenen
Unternehmen kämen ihren Verpflichtungen nach, zudem spreche man im Rahmen der
EU-Taskforce «Freeze and Seize» über Massnahmen zum Einfrieren von
Vermögenswerten. Bezüglich «ring fencing» verfolge die Schweiz den gleichen Ansatz
wie eine Reihe von EU-Staaten. Es sei nicht das Ziel, dass Sanktionen gegenüber
Einzelpersonen dazu führten, dass Firmen in deren Umkreis in den Konkurs getrieben
würden. Aus diesen Gründen sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf und
beantragte die Ablehnung der Motion. 

In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss seiner
aussenpolitischen Kommission. Kommissionssprecher Fabian Molina (sp, ZH) erklärte,
dass die Kommissionsmehrheit solche Spezial-Rulings für russische Oligarchen als
widersprüchlich zur Idee der übernommenen Sanktionen auffasse. Nicolas Walder (gp,
GE) – ebenfalls Kommissionssprecher – nannte das «ring fencing» einen
buchhalterischen «Taschenspielertrick», der die Wirkung von Sanktionen extrem
abschwäche. Eine starke Kommissionsminderheit unter Führung von Yves Nidegger (svp,
GE) lehnte die Motion hingegen ab, da diese das Recht auf Eigentum bedrohe und man
damit Unternehmen schade, die den Sanktionen nicht unterliegen. Bei den Sanktionen
gehe es vornehmlich darum, dem russischen Regime Gelder vorzuenthalten. Wenn
diese erst nach Kriegsende ausgezahlt werden, habe die Sanktion ihren Zweck also
erfüllt, so Nidegger. Bundesrat Guy Parmelin erklärte, dass der Bundesrat in der
Schweiz tätigen Unternehmen die Fortsetzung ihrer Tätigkeiten ermöglichen wolle. Das
SECO stelle im Einzelfall mit zusätzlichen Massnahmen sicher, dass die Sanktionen
eingehalten werden, sodass das «ring fencing» nicht zu deren Umgehung beitrage. 
Die grosse Kammer lehnte die Motion schliesslich mit 103 zu 86 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab. Die Fraktionen der SVP, der FDP.Liberale und der Mitte stimmten alle
mehrheitlich dagegen. 15

MOTION
DATUM: 02.03.2023
AMANDO AMMANN

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) forderte mittels Motion, dass das Gesellschaftsrecht
dahingehend angepasst wird, dass für die Gründung einer Genossenschaft statt bisher
sieben neu nur noch drei Gründungsmitglieder nötig sind. Damit sollen die
Rahmenbedingungen für Genossenschafts-Startups, welche gemäss dem Motionär
nicht nur Kapital vermehren, sondern auch eine positive gesellschaftliche Wirkung
anstreben würden, verbessert werden. Nachdem Karin Keller-Sutter in der
Frühjahrssession 2022 erklärt hatte, dass der Bundesrat gewillt sei, Anpassungen im
Genossenschaftsrecht vorzunehmen, vorerst aber eine Gesamtschau im Rahmen des
Postulats Guggisberg (svp, BE; Po. 21.3783) vornehmen wolle, zog der Sozialdemokrat
seine Motion zurück. 16

MOTION
DATUM: 02.03.2022
MARCO ACKERMANN

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Fabian Molina (ps, ZH) a déposé une motion pour que le secteur de l'or en Suisse
remplisse son obligation de diligence en faveur de l'homme et de l'environnement. Le
Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que les recommandations du
rapport sur le postulat 15.3877 étaient en cours d'examen. La motion a été classée,
faute d'être examinée dans un délai de deux années. 17

MOTION
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de lutter, dans le commerce de l'or, contre la violation des droits de l'homme et la
destruction de l'environnement, Fabian Molina (ps, ZH) a demandé au Conseil fédéral
d'obliger l'industrie aurifère helvétique de déclarer l'origine de l'or importé, et
notamment le pays d'extraction. Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué
que des travaux, entrepris à la suite du rapport sur le postulat 15.3877, envisageaient
déjà des solutions pour renforcer la transparence dans le commerce de l'or. La motion
a été retirée. 18

MOTION
DATUM: 22.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Finanzmarkt

In der Frühjahrssession 2023 lehnte der Nationalrat mit 124 zu 68 Stimmen eine Motion
Molina (sp, ZH) für ein Verbot von Barkäufen bei Immobilien ab. Mit der bestehenden
Gesetzgebung, welche im SchKG für öffentliche Versteigerungen Barzahlungen bis zu
einem Betrag von CHF 100'000 erlaube und dabei keine Sorgfaltspflichten vorsehe, sei
es in der Schweiz relativ einfach, beim Kauf von Immobilien den «Ursprung des Geldes
zu verschleiern», erklärte Molina. Die Intransparenz des schweizerischen
Immobilienmarktes sei nicht zuletzt im Rahmen der Umsetzung der Sanktionen gegen
Russland verstärkt thematisiert worden. Im Sinne der Sicherheit der Schweiz und zum
Schutz der Opfer von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung forderte der
Motionär die grosse Kammer auf, einem Verbot der Barzahlungen bei Immobilienkäufen
zuzustimmen. Finanzministerin Karin Keller-Sutter erklärte, dass sie sich der Risiken
der Geldwäscherei im Immobilienmarkt bewusst sei. Nicht zuletzt seien aus diesem
Grund die Handelsregisterführenden auf diese Problematik sensibilisiert worden,
zudem empfehle der entsprechende Branchenverband seinen Mitgliedern eine
Obergrenze für Barmitteltransaktionen von CHF 15'000. Das EFD arbeite zudem
gegenwärtig an einer Gesetzesvorlage für eine erhöhte Transparenz und für die
erleichterte Identifikation der wirtschaftlich Berechtigten von juristischen Personen. Im
Rahmen dieser Arbeiten würden verschiedene Anpassungen im Geldwäscherei-
Abwehrdispositiv geprüft, so etwa die Einführung von Sorgfaltspflichten für Personen in
Rechtsberufen oder eine Senkung der Schwelle, bei der Barzahlungen Sorgfaltspflichten
auslösen. Der Bundesrat hatte die Motion deshalb zur Ablehnung empfohlen. 19

MOTION
DATUM: 02.05.2023
CATALINA SCHMID
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Nationalbank

Étant donné l'adhésion de la Suisse à l'Accord de Paris, Fabian Molina (ps, ZH) estime
que les liquidités et les placements financiers de la Confédération devraient être
compatibles avec des flux financiers durables. En traitant des liquidités et des
placements financiers de la Confédération, le parlementaire socialiste pointe du doigt
l'absence de stratégie de durabilité de la Banque nationale suisse (BNS). 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que la BNS n'utilisait pas les
liquidités de la Confédération pour financer ses placements. En outre, il a indiqué
qu'une gestion des liquidités et des placements financiers de la Confédération par un
autre établissement financier entraînerait des coûts considérables vu les intérêts
négatifs. 
La motion a été rejetée par le Conseil national par 110 voix contre 64 et 2 abstentions.
Seul le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 20

MOTION
DATUM: 03.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Une motion déposée par Tim Guldimann (ps, ZH), puis reprise par Fabian Molina (ps,
ZH), a finalement été retirée. Cette motion portait sur la fourniture automatique de
renseignements relatifs aux comptes financiers avec les pays en développement. Alors
que la Suisse a introduit l’échange automatique de renseignements (EAR) avec 79 Etats
partenaires, nombreux sont les pays en développement qui ne peuvent en bénéficier.
Selon le dépositaire de la motion, des accords automatiques avec les pays en
développements permettraient de lutter contre la fraude et l’opacité financière, et de
renforcer les gains fiscaux dans ces pays. Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion,
estimant que les structures indispensables à l’EAR n’existaient pas encore dans la
plupart des pays en développement. 21

MOTION
DATUM: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de concrétiser les engagements de l'Accord de Paris, Fabian Molina (ps, ZH) prêche
l'interdiction de distribuer des dividendes ou de procéder à des rachats d'actions
pour les banques et assurances dont les investissements financiers ne sont pas
compatibles avec les objectifs climatiques. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. D'un côté, il a mis en exergue les difficultés
pratiques pour mettre en application cette mesure. D'un autre côté, il s'est opposé à
un régime spécial pour les banques et assurances alors que l'ensemble des acteurs
économiques doivent être concernés par les objectifs de durabilité. 
En chambre, la motion a été rejetée par 118 voix contre 66 et 1 abstention. Seul le camp
rose-vert a soutenu la motion. Ni le groupe du Centre, ni le parti Vert'libéral ne se sont
montrés favorables aux arguments du député socialiste. 22

MOTION
DATUM: 22.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

D'après le député socialiste Fabian Molina (ps, ZH), le Traité sur la Charte de l'énergie
n'a jamais rempli son objectif initial d'incitation à des investissements énergétiques
dans les pays en voie de développement. De plus, il aurait indirectement protégé les
investissements dans des énergies non renouvelables comme le pétrole ou le gaz
naturel. Le député a donc déposé une motion pour que la Suisse se retire de ce Traité. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à l'objet. Il a indiqué que des négociations pour la
modernisation du Traité ont été enclenchées en juillet 2020. Elles sont encore en
cours. Par conséquent, il n'est pas cohérent de se retirer du Traité avant la fin de ce
processus de refonte. 
La motion a été classée car elle n'a pas été traitée dans le délai imparti de deux
années. 23

MOTION
DATUM: 17.03.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.24 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Mit 124 zu 68 Stimmen und in klaren Blöcken – die bürgerlichen Fraktionen vollständig
auf der ablehnenden und die Fraktionen der Grünen und der SP ebenso geschlossen
auf der befürwortenden Seite – lehnte der Nationalrat in der Herbstsession 2020 eine
angesichts der Wohnungsnot eingereichte Motion Molina (sp, ZH) ab. Diese hätte
ermöglichen wollen, dass seit über einem Jahr leerstehende Grundstücke, für welche
die Eigentümerschaft keinen Nutzen geltend macht, bis zum Nutzungsnachweis
vorübergehend durch Dritte genutzt werden könnten. Der Bundesrat hatte sich im
Vorfeld ablehnend zum Anliegen geäussert, da er dem Recht auf Privateigentum und
den bestehenden Schutznormen einen hohen Stellenwert beimass. Der Besitzesschutz
entspreche auch dem Willen des Parlaments, habe sich doch dieses erst kürzlich klar
für eine Motion Feller (fdp, VD; Mo. 15.3531) ausgesprochen, die es Eigentümerinnen
und Eigentümern ermöglichen soll, einfacher gegen Hausbesetzungen vorzugehen. 24

MOTION
DATUM: 16.09.2020
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im März 2019 behandelte der Nationalrat eine Motion seiner SGK zur Erhöhung der
ordentlichen Franchise auf CHF 500. Die Kommission hatte argumentiert, dass eine
höhere Kostenbeteiligung die Eigenverantwortung stärken, mehr Anreize für
kostenbewussteres Verhalten schaffen und dadurch gemäss einer Auswertung des
Bundesrates im Rahmen der Interpellation Landolt (bdp, GL; Ip. 15.3132) eine
Prämiensenkung um mindestens CHF 430 Mio. oder 1.7 Prozent ermöglichen würde. Die
Mehrbelastung für kranke Erwachsene sei hingegen «vertretbar», betonte die
Kommission, da die entsprechenden Personen Prämienverbilligungen und teilweise EL
sowie Hilflosenentschädigungen erhielten. 
Der Bundesrat verwies auf die im internationalen Vergleich sehr hohe Kostenbeteiligung
der Versicherten in der Schweiz und bezeichnete eine Anhebung der ordentlichen
Franchise um 66 Prozent als «unzumutbar». Zudem widerspreche die Vorlage dem
Bundesratsgeschäft zur Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung (BRG
18.036) sowie der angenommenen Motion Weibel (glp, ZH; Mo. 15.4222) zur
Beibehaltung der Wahlfranchisen. 

In der Frühjahrssession 2019 befasste sich der Nationalrat am Tag vor der geplanten
Besprechung der Motion mit einem Ordnungsantrag Clottu (svp, NE) auf Rückweisung
an die Kommission. Nach Annahme des Geschäfts zur Anpassung der Franchisen an die
Kostenentwicklung durch den Ständerat mache es keinen Sinn, jetzt eine Erhöhung der
Franchisen auf CHF 500 zu diskutieren, argumentierte er. Fabian Molina (sp, ZH) stellte
Clottu die Frage, ob dies ein Versuch sei, die Motion bis nach den Wahlen zu
verschieben, um vorher keine unpopulären Entscheidungen treffen zu müssen, was
dieser jedoch verneinte. Mit 131 zu 33 Stimmen (bei 22 Enthaltungen) lehnte der
Nationalrat den Ordnungsantrag ab, lediglich bei einer Mehrheit der CVP- und einer
Minderheit der SVP-Fraktion fand er Zustimmung. 
Tags darauf folgte die Behandlung der Motion. Diese nutzte die SP, um den
Kommissionssprechern Bruno Pezzatti (fdp, ZG) und Raymond Clottu einige
unangenehme und Minderheitensprecherin Feri (sp, AG) die SP-Position bestätigende
Fragen zu stellen. Unter anderem verwies Roger Nordmann (sp, VD) darauf, dass beide
Kommissionssprecher – und somit 100 Prozent aller Kommissionssprecher in dieser
Sache, wie Nordmann betonte – in einer Denkfabrik («groupe de réflexion») der
Krankenkasse Groupe Mutuel seien, bei der sie für zwei bis drei Sitzungen jährlich CHF
10'000 pro Jahr erhielten. Pezzatti entgegnete, dass er als Beirat dieser Krankenkasse in
seinen Entscheidungen frei sei. Nach insgesamt 40 Wortmeldungen schritt das
Parlament zur Abstimmung und entschied sich deutlich gegen die Motion: Einzig die
Grünliberalen sowie Minderheiten der SVP, der FDP und der BDP sprachen sich für die
Änderung aus, mit 162 zu 21 wurde diese aber deutlich abgelehnt. 25
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche für eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsätze für weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
über Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhöhung des Schweizer Kohäsionsbeitrages vorsehen. Anlass für
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung für den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mögliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhängig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.
In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz für die künftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich könne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung müsse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Lösung mehr gefunden würde, hätten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizität ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezüglich der dynamischen Rechtsübernahme oder der Rolle des EuGH
geklärt haben wolle, bevor über weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klären, seitens des Parlaments seien bereits
genügend Ideen und Anträge vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt äusserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden könne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament könne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realität
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.
In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen. 26
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